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Pressemitteilung vom 25.03.2003

„Rettet die Kommunen!“ ‑ Städte und Gemeinden nach der Kanzlerrede

Wirkliche Entlastung für Gemeinden nicht in Sicht

Große Mitgliedsstädte und –gemeinden des Gemeindetags in Gerlingen

Gerlingen. Als Kernproblem, für das Bundeskanzler Schröder in seiner Regierungserklärung keine Lösung gezeigt habe, bezeichnete Hauptgeschäftsführer Dr. Christian O. Steger die immer neuen Ausgaben, die den Städten und Gemeinden auferlegt werden. Sie stünden in keinem Verhältnis mehr zu ihren Einnahmen. Die Schere gehe immer weiter auseinander.

‚Rettet die Kommunen!’ ist das Motto, unter dem die Arbeitsgemeinschaft der Mitgliedsstädte und –gemeinden über 10.000 Einwohner, rund 100 Oberbürgermeister, Bürgermeister und Beigeordnete aus ganz Baden-Württemberg, sich heute (Dienstag) in Gerlingen bei Stuttgart treffen.

„Vor allem Sozialausgaben, wie die für die neue Grundsicherung und die lawinenartig anschwellende Eingliederungshilfe für Behinderte, schlagen sich in rasch steigenden Kreisumlagen und Landeswohlfahrtsumlagen nieder,“ berichtete Steger.

Die Rückzahlung des nicht benötigten kommunalen Beitrags zur Fluthilfe enspreche den Forderungen des Gemeindetags. Baden-Württembergs Städten und Gemeinden werde das rund 50 Millionen Euro bringen. „Kredite dagegen helfen gerade den am ärgsten gebeutelten Städten und Gemeinden nicht. Die haben ihren Kreditrahmen ausgeschöpft, sagte Steger. Andere Kommunen würden das Angebot zinsverbilligter Kredite zur Konjunkturförderung sicher mitnehmen.

Kanzler lässt viele Fragen offen

„Die angekündigten Entlastungen durch die Zusammenlegung von Arbeitslosenhilfe und Sozialhilfe sehe ich noch nicht,“ sagte der der Hauptgeschäftsführer des größten kommunalen Landesverbands. „Das könnte sogar zu neuen Belastungen führen.“ Trotzdem verlange der Bundeskanzler, dass Kommunen dieses Geld, das sie noch gar nicht haben, in die Kinderbetreuung investieren. Bei den Ganztagsschulen biete der Bund den Kommunen nur eine Anreizfinanzierung und lasse sie auf den Folgekosten, vor allem den Personalkosten, sitzen. „Der klassische ‚Goldene Zügel’,“ kritisierte Steger.

Steger verlangte eine rasche Klärung,

· wie sich der Kanzler die Job-Garnatie für junge Menschen bis 25 Jahren vorstelle. Es könne nicht sein, dass die Kommunen dafür einstehen sollen. Beschäftigungsförderung sei und bleibe Aufgabe des Bundes.

· wer zu den ‚arbeitsmarktnahen’ Personen gehöre, für die künftig die Arbeitsämter zuständig sein sollen, auch wenn sie Sozialhilfe beziehen. Einen ‚Verschiebebahnhof’ aus der Arbeitslosenhilfe in die Sozialhilfe dürfe es nicht geben. Hier müssten die kommunalen Sozialhilfeträger mit entscheiden können.

· wer die vom Bundeskanzler versprochene Verbesserung des Sprachunterrichts für Zuwanderer zahle. Der Bund drücke sich schon bisher darum, eine ausreichende Finanzierung in das Zuwanderungsgesetz zu schreiben.
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